
Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG); 
Biogasanlage der Bioenergie Bad Königshofen GmbH & Co. KG  

in Bad Königshofen i.Gr. – Erhöhung der Einsatzstoffmenge  
auf maximal 118 Tonnen pro Tag 

Öffentliche Bekanntmachung zur Öffentlichkeitsbeteiligung  
und öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die  

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  
Az.: 4.1-1711-20080518 

 
Die Bioenergie Bad Königshofen i.Gr., Am Energiepark 1, 97631 Bad Königshofen i.Gr.  
(Antragstellerin) hat eine Änderungsgenehmigung nach § 16 BImSchG für die Erhöhung 
der in der Biogasanlage in Bad Königshofen i.Gr. (Flurnr. 2378, 2381, 2382 der Gemar-
kung Bad Königshofen i.Gr.) eingesetzten Substratmenge auf rund 118 Tonnen pro Tag 
während des Winterbetriebs beantragt. Neben nachwachsenden Rohstoffen wird Gülle 
(Hühnertrockenkot, Rindergülle, Rindermist, Pferdemist) zur Erzeugung von Biogas in 
der Anlage eingesetzt.  
 
Das Vorhaben ist nach § 16 BImSchG i. V. m. § 1 der Verordnung über genehmigungs-
bedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie der Nr. 8.6.3.1 des Anhang 1 der 4. BImSchV 
(Anlage zur biologischen Behandlung von Gülle, soweit die Behandlung ausschließlich 
zur Verwertung durch anaerobe Vergärung – Biogaserzeugung – erfolgt, mit einer 
Durchsatzkapazität von 100 Tonnen oder mehr je Tag) genehmigungsbedürftig. Die 
Anlage unterliegt der Industrieemissions-Richtlinie. Es handelt sich um einen Betriebs-
bereich nach der Störfall-Verordnung. Genehmigungsbehörde ist das Landratsamt 
Rhön-Grabfeld, Spörleinstr. 11, 97616 Bad Neustadt a. d. Saale als Untere Immissions-
schutzbehörde. Das Genehmigungsverfahren ist gemäß § 10 BImSchG mit Öffentlich-
keitsbeteiligung durchzuführen. Das Vorhaben wird hiermit nach § 10 Abs. 3 und Abs. 4 
BImSchG i. V. m. §§ 8 und 9 der Verordnung über das Genehmigungsverfahren (9. 
BImSchV) öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Antrag und die von der Antragstellerin vorgelegten Unterlagen, die Angaben über 
die Auswirkungen der oben beschriebenen Änderungen der Betriebsweise der Biogas-
anlage Bad Königshofen i.Gr. auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit enthalten, 
sowie die bereits vorliegenden entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen 
(Stellungnahme des Technischen Immissionsschutzes) liegen in der Zeit  
 

vom 01.09.2021 bis einschließlich 30.09.2021 
 
während der allgemeinen Dienststunden im Landratsamt Rhön-Grabfeld, Sachgebiet 
4.1, Spörleinstraße 11, 97616 Bad Neustadt a. d. S., Zi.-Nr. 509, Bauamt (Öffnungszei-
ten: Montag bis Donnerstag 8.00 Uhr – 12.30 Uhr, Dienstag und Donnerstag 13.30 Uhr 
– 16.00 Uhr, Freitag 8.00 Uhr – 13.00 Uhr) und bei der Stadt Bad Königshofen i.Gr., 
Markplatz 2, 97631 Bad Königshofen i.Gr., Zi.-Nr. 11 und 12 (Bürgerbüro, Öffnungszei-
ten: Montag und Dienstag 8.30 Uhr - 12.00 Uhr und 14.00 Uhr – 16.30 Uhr, Mittwoch 
8.30 Uhr – 12.30 Uhr, Donnerstag 8.30 Uhr – 12.00 Uhr und 14.00 Uhr – 17.30 Uhr, 
Freitag 8.30 Uhr – 12.30 Uhr) zur Einsichtnahme aus (§ 10 Abs. 3 Satz 2 BImSchG, § 
10 der 9. BImSchV). Weitere Informationen, die erst nach Beginn der Auslegung vorlie-
gen, sind nach den Bestimmungen über den Zugang zu Umweltinformationen zugäng-
lich.  
 
 
 



Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können  
 

vom 01.09.2021 bis einschließlich 02.11.2021 
 
schriftlich oder elektronisch bei den vorgenannten Stellen, bei denen die Unterlagen 
zur Einsicht ausliegen, erhoben werden (§ 10 Abs. 3 Satz 4 BImSchG, § 12 Abs. 1 der 
9. BImSchV). Adressat ist das Landratsamt Rhön-Grabfeld, Sachgebiet 4.1, Spörlein-
straße 11, 97616 Bad Neustadt a. d. S., E-Mail: sandy.kuempel@rhoen-grabfeld.de, 
das über die Einwendungen entscheidet. Mit Ablauf der o. g. Einwendungsfrist sind für 
das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf beson-
deren privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG). Einwendungen, 
die auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, werden auf den Rechtsweg vor 
den ordentlichen Gerichten verwiesen (§ 10 Abs. 3 Satz 6 BImSchG).  
 
Die Einwendungen sind der Antragstellerin und den betroffenen beteiligten Behörden 
bekannt zu geben (§ 12 Abs. 2 Satz 1 und 2 der 9. BImSchV). Auf Verlangen des Ein-
wenders werden dessen Name und Anschrift vor der Bekanntmachung seiner Ein-
wendungen unkenntlich gemacht, wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des 
Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind (§ 12 Abs. 2 der 9. BImSchV).  
 
Die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen werden  
 

am Donnerstag, den 18.11.2021 ab 9.00 Uhr 
 
im großen Sitzungssaal des Landratsamtes Rhön-Grabfeld, Spörleinstraße 11, 97616 
Bad Neustadt a. d. Saale erörtert. Zum Erörterungstermin wird nicht gesondert geladen. 
Der Erörterungstermin ist öffentlich (§ 18 Abs. 1 Satz 1 der 9. BImSchV). Es wird darauf 
hingewiesen, dass der Erörterungstermin auf Grund einer Ermessensentscheidung der 
Genehmigungsbehörde nach § 10 Abs. 6 BImSchG durchgeführt wird. Er dient dazu, 
die rechtzeitig erhobenen Einwendungen zu erörtern, soweit dies für die Prüfung der 
Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung sein kann. Es soll denjenigen, die Ein-
wendungen erhoben haben, Gelegenheit gegeben werden, ihre Einwendungen zu er-
läutern. Die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen werden auch bei Ausblei-
ben der Antragstellerin oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist wird die Entscheidung über die Durchführung des 
Erörterungstermins an den gleichen Stellen wie bei der Bekanntmachung des Vorha-
bens öffentlich bekannt gemacht.  
 
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen bzw. des Genehmigungsbe-
scheides kann durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Rhön-
Grabfeld sowie auf der Internetseite des Landkreises Rhön-Grabfeld ersetzt werden (§ 
10 Abs. 4 Nr. 4, Abs. 7 und Abs. 8 BImSchG, Bekanntmachung des verfügenden Teils 
und der Rechtsbehelfsbelehrung). 
 
Für das Vorhaben war nach §§ 5, 9 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) i. V. m. Nr. 8.4.2.1 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG nach einer allgemei-
nen Vorprüfung des Einzelfalls zu entscheiden, ob eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen ist. Dabei war unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 des UVPG 
aufgeführten Kriterien überschlägig zu prüfen, ob durch das Vorhaben (hier: Erhöhung 
der Substratmenge) erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind.  
 



Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls hat ergeben, dass unter Berücksichtigung der 
von der Antragstellerin vorgesehenen Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht zu erwarten sind und daher eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung im Sinne des UVPG nicht erforderlich ist. Maßgeblich für 
diese Einschätzung sind u. a. folgende Punkte: 
 
Der Standort der Biogasanlage befindet sich im Geltungsbereich des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans „Biogasanlage“. Bauliche Maßnahmen sind nicht vorgesehen, alle 
erforderlichen Anlagenteile sind genehmigter Bestand. Von Festsetzungen des Bebau-
ungsplans wird im Rahmen der Änderung der Betriebsweise nicht abgewichen. Im un-
mittelbaren Einwirkungsbereich der Anlage findet keine Wohnnutzung oder sonstige 
schutzbedürftige Nutzung statt. Durch die Erhöhung der Einsatzstoffmenge ergeben 
sich keine relevanten Auswirkungen des Anlagenbetriebs auf den Menschen, auf Tiere 
und Pflanzen sowie die Luftqualität, den Boden und auf Gewässer. Mit Hilfe bestehen-
der Einrichtungen (z. B. befestigte Betriebsflächen, Leckageerkennung, Havariewall 
etc.) werden Einträge in den Boden oder in Gewässer verhindert. Zur Verhinderung von 
Störfällen wurde ein Sicherheitsmanagementsystem für die Biogasanlage entwickelt. 
 
Die Feststellung, dass nach der Vorprüfung keine Pflicht zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung besteht, wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG bekannt ge-
macht. Sie ist nicht selbstständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG). Die Dokumenta-
tion hierzu ist im Landratsamt Rhön-Grabfeld, Sachgebiet 4.1, Spörleinstraße 11 in 
97616 Bad Neustadt a. d. Saale im Zi.-Nr. 509 während der allgemeinen Dienststunden 
einsehbar.

 
Bad Neustadt a. d. Saale, 10.08.2021 
LANDRATSAMT RHÖN-GRABFELD 
End res  
Reg ie rungsd i rek to r
 

 
 
 
 
 


